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 Rosenheim, den 29.05.2026 

Stellungnahme und Einwendungen  

Aufstellungsverfahren - Auslegung vom 27.04. bis 1.6. 2026 

55. FNP-Änderung und BP 204 "Marienberger Straße Nord - 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mit Bezugnahme auf sämtliche von unserer Seite bereits geäußerten Einwendungen verfolgt 

auch die vorliegende aktuelle Planung einen grundlegend veralteten und unzeitgemäßen Ansatz. 

Die circa 10,5 Hektar große Entwicklungsfläche bietet die einmalige Chance für ein Leuchtturm-

projekt, das demografischen, klimatischen und städtebaulichen Herausforderungen der Zukunft 

löst oder die Folgen abmildert. 

Stattdessen wird die angebliche Verbesserung der Nahversorgung im Rosenheimer Norden als 

Begründung vorgeschoben, obwohl es tatsächlich um einen großflächigen Einkaufspark mit ei-

nem Einzugsgebiet von etwa 26.000 Einwohnern geht. Ein solcher Park würde massive Umsatz-

verlagerungen aus bestehenden Versorgungszentren auslösen – insbesondere aus der Innen-

stadt, dem Aicherpark, Großkarolinenfeld und Pfaffenhofen – anstatt die fußläufige Nahversor-

gung tatsächlich zu verbessern. Gleichzeitig werden durch die Planung unvermeidlich erhebliche 

Verkehrssteigerungen auf der Westerndorfer und Ebersberger Straße entstehen, obwohl diese 

gerade mit der Westtangente kostspielig entlastet wurden. 

Besonders problematisch ist die fachliche Definition von Nahversorgung. Der fußläufige Radius 

beträgt 300 bis 500 Meter. Der geplante Radius von 800 bis 1.000 Metern ist zu weit gefasst und 

wird dazu führen, dass Menschen mit dem Auto fahren, was überwunden werden sollte. Ent-

sprechend wird das dann auch durch Verkehrsgutachten prognostiziert. Die Westerndorfer und 

Ebersberger Straße sind für Fußgänger, aber auch für Radfahrer bereits heute extrem unattraktiv 

und unzureichend – eine fuß- wie auch radläufige Erschließung wird daher kaum entstehen. 

Besondere Aufmerksamkeit verdient auch die Einzelhandelsverträglichkeitsstudie, die nicht von 

der städtischen Verwaltung, sondern vom Projektentwickler selbst beauftragt wurde und daher 
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durchaus hinterfragt werden kann. Sie offenbart unverblümt, dass mit einem Einzugsgebiet weit 

über den für klassische Nahversorgung üblichen Radius kalkuliert wird. Die vielen tausend Quad-

ratmeter Verkaufsfläche des geplanten Westerndorf Parks setzen ein Kundenpotenzial voraus, 

das die Anforderungen einer echten Nahversorgung deutlich übersteigt. Zudem sind rechnerisch 

allein bei der festgesetzten Grundflächenzahl (GRZ) u.a. allein im SO1 bei GRZ 0,8 etwa 18.000 

Quadratmeter Erdgeschossfläche zulässig – erheblich mehr als im vorliegenden Planungsvor-

schlag (5500 qm) dargestellt. 

Die Folgen dieser Strategie sind klar absehbar: Es entstehen nicht nur Kapazitäten, die das be-

stehenden Nahversorgungsangebot im Norden verlagern, sondern auch massive Konkurrenz zu 

vielen anderen Bestandsstandorten im Stadtgebiet. Die ohnehin schwierigen betriebswirtschaft-

lichen Bedingungen für wohnortnahe, fußläufige Nahversorgung in Stadtteilgebieten mit gerin-

gerer Einwohnerdichte werden damit entgegen allen Beteuerungen erheblich verschärft. Das 

Risiko für Standortschließungen im übrigen Stadtgebiet, auch in der Innenstadt, ist nicht zu un-

terschätzen, insbesondere dort, wo bereits ungünstige Faktoren wie Mietverträge, Erweite-

rungsmöglichkeiten und Inhaberschaft unter Druck stehen. Stattdessen sollten die Bemühungen 

darauf ausgerichtet sein, dezentrale und echte fußläufige Nahversorgungsstrukturen in den be-

stehenden Stadtquartieren zu bewahren, zu stärken und keinesfalls zu verunmöglichen. 

 

Die klimatischen und bodenkundlichen Anforderungen werden durch die Planung ebenfalls nicht 

angemessen berücksichtigt. Das klimaökologische Gutachten prognostiziert durch die extreme 

Versiegelung und den massiven Flächenverbrauch eine nächtliche Wärmebelastung von plus 5,5 

Kelvin. Dies führt zu einer Gesundheitsbeeinträchtigung für die geplante Wohnnutzung, insbe-

sondere durch die Überschreitung angemessener Schlaftemperaturen. Das Gutachten selbst 

bewertet das Vorhaben daher nur als „eingeschränkt vertretbar" und empfiehlt ausdrücklich 

einen erheblich reduzierten Versiegelungsgrad.  

Die Abminderung der nächtlichen Kaltluftströme wird gemäß VDI-Richtlinie als „hohe vorhaben-

bedingte Auswirkung" auf die Nachbarschaft eingestuft – ein erhebliches Problem, das die Pla-

nung nicht ausreichend adressiert. 

Auch die Bodenbeschaffenheit stellt die annähernd vollflächige Überbauung in Frage. Schlechte 

Versickerungseigenschaften, Schichtwasser, schwierige Gründungsverhältnisse und das doku-

mentierte Gefährdungspotenzial der ehemaligen Kiesgrube für das Grundwasser durch schad-

stoffbelastete Auffüllungen erzeugen erhebliche Kosten und Risiken.  

Eine teilweise, aber dennoch dichte Bebauung des Areals mit einer klaren Grünzäsur zu Wes-

terndorf würde die natürlichen Bodenfunktionen in der Nordhälfte bewahren, ohne nennens-

werte Geschossflächen zu verlieren. Die Reduktion des Flächenverbrauchs für Verkehr und Ein-

zelhandel ist daher nicht nur aus städtebaulicher, sondern auch aus ökologischer Perspektive 

unverzichtbar. 

 

Die Verkehrsbelastungen, die durch dieses Vorhaben entstehen würden, sind ebenfalls besorg-

niserregend. Das Verkehrsgutachten dokumentiert selbst, dass das Verkehrsnetz trotz maximal-

möglicher Optimierung der Kreuzung Ebersberger, Westerndorfer und Planstraße „an der Belas-

tungsgrenze" angekommen ist. Es werden über 12.000 zusätzliche Verkehrsbewegungen pro 

Werktag prognostiziert, zusätzlich entstehen Staus in den Spitzenstunden. Für die Westerndorfer 



 
 

Straße allein rechnet man mit bis zu 70 Prozent mehr PKW- und 50 Prozent mehr LKW-Verkehr 

täglich. Weniger optimistische Annahmen bei den Berechnungsparametern – etwa bei Verbund- 

und Mitnahmeeffekten – würden zu noch deutlich höheren Zahlen führen.  

Die v.a. durch den Einkaufspark induzierten Verkehre zerschneiden zudem das neue Quartier 

und belasten damit massiv das Ziel eines attraktives Wohnquartiers. Die angestrebte Freihaltung 

der Hochschulstraße bleibt im Gutachten ohnehin unberücksichtigt.  

Ein stark reduzierter Einzelhandelsflächen-Ansatz, der fußläufige Nahversorgung priorisiert, wür-

de hingegen weit weniger motorisierten Verkehr erzeugen. 

 

Fundamental problematisch ist jedoch die städtebauliche Qualität der Planung selbst. Das ge-

samte Verfahren unterordnet sich den Verwertungsinteressen eines einzelnen Projektentwick-

lers. Ein zentrales Flurstück im Projektperimeter mit privatwirtschaftlichen Ansprüchen bestimmt 

unverrückbar die gesamte Planung – die entstehenden Restflächen werden schematisch aufge-

füllt, ohne dass eine übergeordnete städtebauliche Gliederung erkennbar wird. Trotz einer Ge-

samtfläche, die weiten Teilen der Rosenheimer Innenstadt entspricht, entstehen weder attrakti-

ve öffentliche Räume noch erkennbare stadträumliche Qualitäten. Attraktive, niederschwellige 

Verweilorte und Grünflächen, die als Trittsteine zwischen den angrenzenden Quartieren und den 

Naherholungsflächen im Westen und Osten (Käferwald und Innaue) vermittelnd wirken könnten, 

fehlen vollständig. Eine ausreichende Grünzäsur zum Ausgleich verdichteter Bebauung existiert 

weder im Plangebiet noch für Westerndorf. 

Diese Planung steht in klarem Widerspruch zu den beschlossenen Leitbildern der räumlichen 

Entwicklung – von der Bundesraumordnung über den LEP bis zu den kommunalen Konzepten 

bezüglich Landschaft, Freiraum und städtebaulicher Gliederung. Dies haben auch die Regierung 

von Oberbayern und der Stadtheimatpfleger in ihren Stellungnahmen deutlich gemacht und eine 

stadtraum-gliedernde Zäsur gefordert. 

 

Um die partikulären Eigentums- und Verwertungsinteressen mit den städtebaulichen Entwick-

lungszielen in Einklang zu bringen, regen wir dringend an, das Instrument der städtebaulichen 

Entwicklungsmaßnahme anzuwenden. Dies würde einen verantwortungsvollen Planungsprozess 

ermöglichen, der die einmalige Chance dieser Fläche tatsächlich nutzt und die Zukunftsanforde-

rungen der Stadt erfüllt.  

Die aktuelle Planung gefährdet dagegen nachweislich die urbane Lebensqualität, die verkehrliche 

Tragfähigkeit, die Bodenökologie und die dezentralen Nahversorgungsstrukturen der Stadt – 

ohne eine echte Problemlösung zu bieten. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen, 

           

Claudia Grosse Rainer Heinz   Bastian Trieb 


